
genannten Beispiel A. den Bürger 'bereits mit dem 
Taschenmesser bedroht, so liegt ein vollendetes Delikt 
nach § 214 Abs. 1 StGB vor, obwohl diese Bedrohung 
noch andauert und noch nicht abgeschlossen ist.
Der Versuch kann auch darin bestehen, daß sich die 
Handlung auf einen Gegenstand bezieht, der nicht die 
vom gesetzlichen Tatbestand geforderten Eigenschaften 
besitzt, oder daß der Täter irrtümlich ein ungeeignetes 
Mittel einsetzt. Das ist z. B. der Fall, wenn der Täter, 
der eine völlig verrostete, als Schußwaffe unbrauch­
bare Pistole gefunden hat, diese für brauch­
bar hält und sie in seiner Wohnung versteckt (§§ 206 
Abs. 1 und 3, 21 Abs. 3 StGB).
Wegen der besonderen Eigenart der einfachen Tätig­
keitsdelikte sind versuchte Straftaten dieser Art äußerst 
selten.
Bei den einfachen Unterlassungsdelikten, die im Unter­
lassen einer strafrechtlich gebotenen Tätigkeit bestehen 
(z. B. §§ 119, 199, 225 StGB), ist der Versuch nicht mög­
lich. Hier stellt jede Unterlassung bereits eine Voll­
endung dar. Wird der Täter später noch rechtzeitig 
tätig, so kann der Deliktscharakter der Unterlassung 
nicht aufgehoben werden. Bei Unterlassung der An­
zeige gemäß § 225 StGB kann jedoch nach § 226 StGB 
von Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit 
abgesehen werden.
Bei den Erfolgsdelikten beginnt der Versuch, wenn der 
Täter ein objektives Tatbestandsmerkmal verwirklicht 
hat oder zumindest begonnen hat, es zu verwirklichen. 
Es kann in einem Tun und auch in einem Unterlassen 
bestehen. Der Erfolg der Straftat darf noch nicht ein­
getreten sein.
Hiernach beginnt der Versuch bei Erfolgsdelikten auch, 
wenn der Täter einen bestimmten Kausalverlauf in

Gang gesetzt hat und die Straftat sich unabhängig von 
seiner Tätigkeit weiter verwirklicht. So liegt z. B. ver­
suchte Brandstiftung (§§ 185 Abs. 1 und 3, 21 Abs. 3 
StGB) vor, wenn der Täter Zündstoff in ein Gebäude 
gelegt und die Lunte angesteckt hat.
Hat der Täter in einen objektiv gefährlichen Kausal­
verlauf vorsätzlich nicht eingegriffen, obwohl er recht­
lich verpflichtet und in der Lage war, den drohenden 
Erfolg zu verhindern, dann ist ebenfalls der Beginn 
des Versuchs bei Erfolgsdelikten zu bejahen. Das wäre 
z. B. der Fall, wenn eine Mutter ihrem Säugling keine 
Nahrung gibt, um ihn verhungern zu lassen, oder wenn 
sie für ihr schwer erkranktes Kind keine ärztliche 
Hilfe in Anspruch nimmt, weil sie es sterben lassen 
will (§§ 112 Abs. 1 und 3, 21 Abs. 3 StGB).
Bei Unternehmensdelikten ist jede auf die Verwirk­
lichung des Unternehmenszieles gerichtete Handlung 
eine vollendete Straftat. Daher können die bei Vorbe­
reitung und Versuch geltenden Differenzierungsgrund­
sätze (§ 21 Abs. 4 StGB) hier nicht zugrunde gelegt 
werden.
Inwieweit ein objektives Verhalten Beginn der Aus­
führungshandlung ist oder nicht, wird entscheidend 

_ von der subjektiven Seite der Straftat mitbestimmt. So 
liegt z. B. ein versuchter Mord vor, wenn der Täter 
sein Opfer zu Boden schlägt, um es unmittelbar danach 
zu töten. Bei gleichem objektiven Verhalten liegt noch 
nicht versuchter Mord, sondern Vorbereitung zu einem 
Mord in Tateinheit mit Körperverletzung vor, wenn 
der Täter das Opfer zunächst nur bewußtlos schlagen 
will, um es sicher in Händen zu haben und es später 
zu einem als geeignet erscheinenden Zeitpunkt töten 
zu können.

(wird fortgesetzt)
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Aufgaben der örtlichen Volksvertretungen und ihrer Organe zur Förderung 
der Initiativen der Bürger bei der Verbesserung ihrer Wohnbedingungen
Bei der Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedin­
gungen der Bürger der DDR kommt der Gestaltung der 
sozialistischen Wohnbedingungen vordringliche Bedeu­
tung zu./l/ Das Wohnungsbauprogramm der DDR ist 
nicht schlechthin auf die Versorgung der Bürger mit 
Wohnraum gerichtet, sondern auf die ständige qualita­
tive Verbesserung der Wohnbedingungen. Dabei müssen 
volkswirtschaftliche Möglichkeiten und individuelle Be­
dürfnisse in Übereinstimmung gebracht werden.
Die Beschlüsse des VIII. Parteitages der SED und der 
10. Plenartagung des Zentralkomitees der SED, bis zum 
Jahr 1990 die Wohnungsfrage zu lösen, haben in der 
Republik bedeutende Initiativen der Werktätigen aus­
gelöst — Initiativen, die darauf gerichtet sind, die Bau­
produktion zu effektivieren und Baumaterial rationel­
ler zu nutzen, aber auch durch persönliche Leistungen 
die individuellen Wohnbedingungen zu verbessern. Das 
drückt sich besonders in den bisherigen Ergebnissen auf 
dem Gebiet des Neubaus, der Baureparaturen, des Um- 
und Ausbaus und der Modernisierung von Wohnungen 
aus. Diese Initiativen zu fördern wird auch ein wichtiges 
Anliegen des künftigen Zivilgesetzbuchs sein (vgl. 
§§ 94, 110 ff. des ZGB-Entwurfs).
Die Entwicklung sozialistischer Wohnbedingungen ist 
eine komplexe staatliche Aufgabe, die neben dem Woh­
nungsneubau, den Baureparaturen (als Instandsetzung 
und Instandhaltung), dem Um- und Ausbau sowie der 
Modernisierung auch die Lenkung des Wohnraums um-

fl) Vgl. W. Junker, Das Wohnungsbauprogramm der DDR für 
die Jahre 1976 bis 1990, Berlin 1973, S. 6.

faßt./2/ Bei der Realisierung dieser Aufgabe kommt den 
örtlichen Volksvertretungen und ihren Räten eine be­
sondere Bedeutung zu./3/
Neben der Konzentration auf die Neubauvorhaben und 
die sich daraus ergebenden Aufgaben hinsichtlich der 
Standortauswahl und Standortvorbereitung haben die 
örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe vor allem 
die Initiativen der Bevölkerung beim Um- und Ausbau 
sowie, bei der Modernisierung von Wohnraum zu för­
dern. Deshalb sind im Fünfjahrplanzeitraum 1971 bis 
1975 materielle und finanzielle Fonds der Bauwirtschaft 
„für Baureparaturen, Um- und Ausbau sowie Moderni­
sierung durch Eigenleistungen der Bevölkerung an 
Wohngebäuden und Einrichtungen der Volksbildung 
und des Gesundheitswesens in Höhe von etwa 3,1 Mrd. 
Mark zu bilanzieren“ 74/

Notwendige Entscheidung örtlicher Staatsorgane 
zur Förderung der Bürgerinitiativen

Die Entwicklung von Eigeninitiativen der Bevölkerung 
bei Baureparaturen, beim Um- und Ausbau sowie bei 
der Modernisierung von Wohnraum setzt voraus, daß

/2/ Vgl. L. Penig/W. Schmidt, „Wohnungspolitik und Woh­
nungsbau als staatliche Aufgabe“, Staat und Recht 1974, Heft 1, 
S. 40 ff.
/3/ Vgl. E. Honecker, Bericht des Zentralkomitees an den 
VIII. Parteitag der SED, Berlin 1971, S. 64 f.
/4/ Vgl. Abschn. I ziff. 1.1. des Gemeinsamen Beschlusses des 
Sekretariats des Zentralkomitees der SED und des Minister­
rats der DDR über Maßnahmen zur besseren Versorgung der 
Bevölkerung mit Baureparaturen vom 6. Juni 1972 (GBl. II 
S. 400).
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